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Wahlprüfstein von: Ombudstelle Kinder- und Jugendhilfe RLP 
Antwort von: Die Linke RLP 
Datum: 25.02.2026 
 
1. Mit dem § 9a SGB VIII sind die Länder in der Finanzierungsverantwortung, dass 

junge Menschen und ihre Familien in Rheinland- Pfalz ihrem Bedarf entsprechend 
errichtete Ombudsstellen gemäß § 9a SGB VIII vorfinden. Wie möchte ihre Partei 
mit Blick auf die Sicherstellungspflicht in der kommenden Legislaturperiode auf 
den stetig wachsenden Bedarf reagieren?  

Der stetig wachsende Bedarf an ombudschaftlicher Beratung zeigt aus unserer Sicht 
sehr deutlich, dass Ombudsstellen notwendig sind und von jungen Menschen und Fami-
lien gebraucht werden. Ein steigender Bedarf ist kein Problem, sondern ein Beleg für 
Wirksamkeit, Vertrauen und bestehende strukturelle Konflikte im System der Kinder- 
und Jugendhilfe. 
Die Linke RLP versteht Ombudsstellen als festen Bestandteil einer bedarfsgerechten, 
demokratischen und kinderrechtsorientierten Jugendhilfe. In der kommenden Legislatur-
periode setzen wir uns deshalb dafür ein, den Ausbau der Ombudsstellen konsequent 
am tatsächlichen Bedarf auszurichten. Das bedeutet konkret: mehr Personalstellen, eine 
bessere regionale Abdeckung und ausreichende Ressourcen, um Wartezeiten zu ver-
meiden und niedrigschwellige Beratung zu sichern. 
Es muss sichergestellt werden, dass die Arbeit der Ombudsstellen nicht auf ehrenamtli-
cher Arbeit beruht, sondern von hauptamtlichen Fachkräften ausgeführt wird, um die 
Qualität der Beratung sicherzustellen.  
Unser Wahlprogramm folgt durchgehend dem Prinzip, dass soziale Infrastruktur nicht 
projektweise, sondern verlässlich und bedarfsgerecht finanziert werden muss. Das gilt 
ausdrücklich auch für Ombudsstellen. 
 
2. Die aktuelle Förderung der Ombudsstelle Kinder- und Jugendhilfe RLP e.V. erfolgt 

in jährlicher Projektform und erfordert die Einbringung von Eigenmitteln. In 13 von 
16 Bundesländern werden die Ombudsstellen vollfinanziert. Hier stellt Rheinland-
Pfalz im bundesweiten Vergleich eine Ausnahme in der Ausgestaltung dar. Fach-
lich und rechtlich ist eine solche Ausgestaltung ebenfalls umstritten. Wie will Ihre 
Partei zukünftig eine nachhaltige und auskömmliche Finanzierung der Ombuds-
stellen sicherstellen? Ist eine Vollfinanzierung wie in anderen Bundesländern ge-
plant?  

Die derzeitige Praxis der jährlichen Projektförderung mit verpflichtenden Eigenmitteln 
halten wir für fachlich wie politisch falsch. Ombudsstellen erfüllen eine gesetzlich veran-
kerte Aufgabe nach § 9a SGB VIII und dürfen nicht von kurzfristigen Förderlogiken oder 
Eigenmittelakquise abhängig sein. Die Linke RLP benennt es klar als strukturelles Defizit, 
dass Rheinland-Pfalz im Bundesvergleich eines der wenigen Länder ist, das Ombuds-
stellen nicht vollfinanziert. Unser Ziel ist eine auskömmliche, dauerhafte Finanzierung 
aus dem Landeshaushalt, die sämtliche Personal- und Sachkosten abdeckt. 
Wir setzen uns ausdrücklich für eine Vollfinanzierung der Ombudsstellen ein, analog zu 
den Regelungen in der Mehrheit der Bundesländer. Ombudschaft ist kein Projekt, son-
dern Teil öffentlicher Daseinsvorsorge im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe. 
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3. Was möchte Ihre Partei tun, damit Ombudsstellen in Rheinland-Pfalz bekannt sind 
und gut arbeiten können? Fachkräfte der Jugendhilfe sind von hoher Bedeutung 
für das Wissen um die Existenz von Ombudsstellen. Ist z.B. geplant, dass Jugend-
ämter verpflichtet werden, auf das ombudschaftliche Beratungsangebot hinzu-
weisen, oder dass Träger der öffentlichen und / oder freien Jugendhilfe verpflich-
tet werden, mit Ombudsstellen zur Lösung des Einzelfalls zusammenzuarbeiten 
bzw. Auskunft zu erteilen? Ähnliche Regelungen bestehen bereits in Baden-
Württemberg5 oder dem Saarland. 

Damit Ombudsstellen wirksam arbeiten können, müssen sie bekannt sein – bei jungen 
Menschen, Familien und Fachkräften. Die Linke RLP spricht sich dafür aus, die Hinweis-
pflicht auf Ombudsstellen gesetzlich verbindlich zu regeln. Wir unterstützen ausdrück-
lich Regelungen, nach denen Jugendämter verpflichtet werden, bei Konflikten, Hilfeplan-
gesprächen und strittigen Verfahren auf das ombudschaftliche Beratungsangebot hin-
zuweisen. Ebenso halten wir es für sinnvoll, Träger der öffentlichen und freien Jugend-
hilfe zu einer Kooperation und zur Auskunftserteilung gegenüber Ombudsstellen zu ver-
pflichten, wie es in anderen Bundesländern bereits Praxis ist. 
Darüber hinaus ist uns wichtig, dass Ombudsstellen barrierefrei erreichbar sind. Dazu 
gehören mehrsprachige Informationsmaterialien, leicht verständliche Angebote und eine 
aktive Öffentlichkeitsarbeit. Niedrigschwelligkeit, Unabhängigkeit und Neutralität sind 
zentrale Qualitätsmerkmale, die politisch abgesichert werden müssen. 
 
4. Werden Sie sich für eine Neufassung von Artikel 24 der Landesverfassung ein-

setzen, welcher den Vorrang des Kindeswohls bei staatlichen Entscheidungen 
sowie die Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen beinhaltet? Ähnlich 
wie andere Bundesländer (z.B. Hessen) es bereits getan haben.  

Ja! Die Linke RLP wird sich für eine Neufassung von Artikel 24 der Landesverfassung 
einsetzen. Der Vorrang des Kindeswohls bei staatlichem Handeln sowie die Beteili-
gungsrechte von Kindern und Jugendlichen müssen klar, verbindlich und einklagbar ver-
ankert werden. Kinder und Jugendliche sind eigenständige Träger von Rechten, nicht 
bloß Objekt staatlicher Entscheidungen. Beteiligung darf nicht vom Engagement einzel-
ner Fachkräfte abhängen, sondern muss strukturell abgesichert sein. Unser Wahlpro-
gramm stellt Teilhabe, Mitbestimmung und Kinderrechte in den Mittelpunkt. Eine Verfas-
sungsanpassung ist dafür ein folgerichtiger Schritt. 
 
5. Warum ist Ihrer Partei das Thema Ombudschaft in der Kinder- und Jugendhilfe 

besonders wichtig? 

Ombudsstellen sind für uns ein zentrales Instrument, um Machtungleichgewichte in 
der Kinder- und Jugendhilfe auszugleichen. Das System Jugendhilfe ist komplex, 
hierarchisch und für viele Familien schwer durchschaubar. Entscheidungen werden 
nicht immer nachvollziehbar erklärt, Konflikte können sich verfestigen und das Ver-
trauen zwischen Behörden, Einrichtungen und Betroffenen leiden. 
Ombudsstellen schaffen einen unabhängigen, neutralen und geschützten Raum, in 
dem junge Menschen und Familien ihre Perspektive einbringen können – ohne Angst 
vor negativen Konsequenzen. Sie helfen, Konflikte zu klären, Rechte durchzusetzen 
und Kommunikation auf Augenhöhe zu ermöglichen. Für Die Linke RLP ist das kein 
Randthema, sondern Ausdruck unseres Grundverständnisses von sozialer Gerech-
tigkeit, Demokratie und Kinderrechten. Eine starke Ombudschaft stärkt nicht nur die 
Betroffenen, sondern verbessert langfristig auch die Qualität der Kinder- und Ju-
gendhilfe insgesamt. 


